
epd Dokumentation online 

Herausgeber und Verlag: Gemeinschaftswerk der Evangelischen Publizistik (GEP) gGmbH, 
Emil-von-Behring-Str. 3, 60439 Frankfurt am Main. 
Geschäftsführer: Direktor Jörg Bollmann 
Amtsgericht Frankfurt am Main HRB 49081 
USt-ID-Nr. DE 114 235 916  
Verlagsleiter: Bert Wegener. 
Chefredakteur der epd-Zentralredaktion: Karsten Frerichs. 
Verantwortliche Redakteure epd-Dokumentation: Uwe Gepp (V.i.S.d.P.) / Reinhold Schardt

Erscheinungsweise: einmal wöchentlich, online freitags. 

Bezugspreis: 

• Online-Abonnement „epd Dokumentation“ per E-Mail: monatl. 28,30 Euro,
jährlich 339,60 Euro, 4 Wochen zum Ende des Bezugsjahres kündbar. Der Preis für das
Online-Abonnement schließt den Zugang zum digitalen Archiv von epd-Dokumentation
(ab Jahrgang 2001) ein.

Verlag/Bestellservice (Adresse siehe oben unter GEP): Tel: 069/58098-225, 
Fax: 069/58098-226, E-Mail: kundenservice@gep.de 
Redaktion (Adresse siehe oben unter GEP): Tel: 069/58098-209 
Fax: 069/58098-294, E-Mail: doku@epd.de 

© GEP, Frankfurt am Main 

Alle Rechte vorbehalten. Die mit dem Abo-Vertrag erworbene Nutzungsgenehmigung für 
„epd Dokumentation“ gilt nur für einen PC-Arbeitsplatz. „epd Dokumentation“, bzw. Teile 
daraus, darf nur mit Zustimmung des Verlags weiterverwertet, gedruckt, gesendet oder elek-
tronisch kopiert und weiterverbreitet werden. 
Anfragen richten Sie bitte an die epd-Verkaufsleitung (Adresse siehe oben unter GEP), 
Tel: 069/58098-259, Fax: 069/ 58098-300, E-Mail: verkauf@epd.de. 

Haftungsausschluss: 
Jede Haftung für technische Mängel oder Mängelfolgeschäden ist ausgeschlossen. 



Frankfurt am Main  23. April 2019 www.epd.de Nr. 17 

 
 
 
 
 
 
 

 Jahresempfang 2019 der Evangelischen 
Akademie Tutzing 
Festrede des luxemburgischen Außenministers Jean Asselborn 

Grußwort des bayerischen Landesbischofs Heinrich Bedford-Strohm  

Begrüßung von Akademiedirektor Udo Hahn 

 

Impressum 

Herausgeber und Verlag: 
Gemeinschaftswerk der 
Evangelischen Publizistik (GEP) 
gGmbH 
Anschrift: Emil-von-Behring-Str. 3, 
60439 Frankfurt am Main. 
Briefe bitte an Postfach 50 05 50, 
60394 Frankfurt 

Geschäftsführer: 
Direktor Jörg Bollmann 
Verlagsleiter: 
Bert Wegener 
epd-Zentralredaktion: 
Chefredakteur: Karsten Frerichs 

epd-Dokumentation: 
Verantwortliche Redakteure: 
Uwe Gepp (V.i.S.d.P.) /  
Reinhold Schardt 
Tel.: (069) 58 098 –135 
Fax: (069) 58 098 –294 
E-Mail: doku@epd.de 

Der Informationsdienst 
epd-Dokumentation dient der 
persönlichen Unterrichtung. 
Nachdruck nur mit Erlaubnis und 
unter Quellenangabe. 
Druck: druckhaus köthen 
Friedrichstr. 11/12 
06366 Köthen (Anhalt) 



2yy17/2019yepd-Dokumentation 

 Sorge um Europa 
beherrscht Jahres-
empfang in Tutzing 
München/Tutzing (epd). Die Bri-
sanz des Brexits hat auch den 
Jahresempfang der Evangeli-
schen Akademie im winterlich 
verschneiten Tutzing dominiert. 
Die Europäische Union müsse 
heute mehr denn je zusammen-
halten, sagte Jean Asselborn, lu-
xemburgischer Außen- und Im-
migrationsminister, in seiner 
Festrede am 17.1.2019. Nur dann 
könne sie als »Faktor des Frie-
dens und der Stabilität« beste-
hen. Der Brexit habe wohl vielen 
Europaskeptikern vor Augen ge-
führt, »was man an der EU hat«. 

Die europäischen Grundwerte 
seien nicht verhandelbar, sagte 
Asselborn in seiner Festrede. Die 
EU sei »nicht nur eine Interes-
sengemeinschaft, sondern zuerst 
eine Wertegemeinschaft«. Sie 
habe sich zu dem essenziellen 
Ziel bekannt, »das Gemeinschaft-
liche zu stärken«. Wenn nationa-
le Politiker »die in Brüssel« für 
unpopuläre Maßnahmen verant-
wortlich machten, grenze dies an 
»Brandstiftung«. Die Regierungen 
der Mitgliedstaaten hielten die 
Fäden zur Gestaltung Europas in 
der Hand. 

Asselborn sagte, es stimme ihn 
traurig, dass die EU seit 2015 im-
mer noch keine gemeinsame 
Migrationspolitik verfolge, weil 
einzelne Staaten eine Entschei-
dung blockierten. Dabei führe 
»kein Weg an einer automati-
schen Verteilung« von Migranten 
vorbei. »Sind wir ein Europa 
geworden, das Migration in all 
ihren Formen verleugnet? Oder 

sind wir ein Europa, das sich 
organisiert?«, fragte er. 

Zudem müsse sich die EU ernst-
hafte Sorgen um die rechtsstaat-
lichen Zustände in Polen und Un-
garn machen. Er bleibe optimis-
tisch, dass sich die Einsicht in die 
Notwendigkeit einer engeren Zu-
sammenarbeit in der EU durch-
setze. Asselborn plädierte dafür, 
in außenpolitischen Fragen den 
Zwang zur Einstimmigkeit aufzu-
heben. Sonst riskiere die EU, »zu 
einem außenpolitischen Zwerg 
zu werden«. Die Union sollte den 
Dialog mit Russland unbedingt 
aufrechterhalten und »mehr denn 
je proaktiv den Dialog mit Ame-
rika« suchen. 

Landesbischof Heinrich Bedford-
Strohm sagte, im Angesicht des 
Brexits scheine »alles, was nach 
zwei Weltkriegen an Zusammen-
halt zwischen den Völkern Euro-
pas« entstanden sei, in Gefahr zu 
geraten. Überall, wo nun »die 
anti-europäischen Stimmen in 
Großbritannien ein anti-britisches 
Echo auf dem Kontinent hervor-
rufen mögen«, sei entschiedener 
Widerspruch angesagt. Die klare 
Botschaft an die Briten müsse 
sein: »Wir wollen auf euch als 
ein zentrales Stück Europa nicht 
verzichten.« 

Er sei »überzeugt, dass sich die 
Verantwortung für das Frie-
densprojekt Europa auch den 
Kirchen stellt«, sagte der Landes-
bischof. Diese seien gerufen, »für 
Solidarität und Kooperation über 
nationale Grenzen hinweg einzu-
treten«. Er fragte: »Wie könnten 
wir in den Chor der nationalisti-
schen Scharfmacher einstimmen, 
ohne den Herrn zu verraten, der 
die Grundlage für Geschwister-
lichkeit ist?« 

In Vertretung von Ministerpräsi-
dent Markus Söder war Florian 
Herrmann (beide CSU), Staats-
kanzlei-Leiter sowie Minister für 
Europaangelegenheiten und Me-
dien, gekommen. Ihm zufolge 
steht Europa in diesem Jahr 
»ganz grundsätzlich infrage«. Es 
gehe darum, ob die Kräfte der 
Mitte bei der Wahl zum Europa-
parlament überhaupt noch eine 
Mehrheit gegenüber Populisten 
und Europaskeptikern bekom-
men könnten. Das Bekenntnis 
Bayerns »zur europäischen In-
tegration ist unverrückbar«. 

Europa sei eine Idee, die älter sei 
als der Nationalstaat, sagte Herr-
mann. Gemeinsame Hauptauf-
gabe sei, den Klimawandel, dis-
ruptive Technologien und die 
Friedenssicherung »in den Griff 
zu kriegen«. Doch der Umgangs-
ton sei rauer geworden. Mit Blick 
auf die Nutzung sozialer Medien 
sagte er, es sei »vielleicht das 
Ende jedes politischen Diskurses, 
wenn man auf keine Gegenmei-
nung mehr stößt«. 

Laut Akademiedirektor Udo 
Hahn ist die Gesellschaft von 
Verunsicherung geprägt. Der 
Glaube an die Stabilität der 
Strukturen habe Risse bekom-
men. Die Frage sei, ob ein so 
komplexes System wie der deut-
sche Staat zukunftstauglich sei. 
Doch Komplexität sei nicht per se 
die Ursache für Probleme: »Kri-
sen entstehen immer durch Ver-
einfachung.« Der Erfolg der De-
mokratie habe mit einer Haltung 
zu tun, die auf Konsens und 
Kompromiss setze. 

(epd-Landesdienst Bayern, 
18.1.2019) 

Quelle: 
Jahresempfang 2019 der Evangelischen Akademie Tutzing  
Festrede des luxemburgischen Außenministers Jean Asselborn, Grußwort des bayerischen Landesbischofs Heinrich  
Bedford-Strohm, Begrüßung von Akademiedirektor Udo Hahn 

Evangelische Akademie Tutzing, 17. Januar 2019 
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Begrüßungsrede zum Jahresempfang 2019 
Von Pfarrer Udo Hahn, Direktor der Evangelischen Akademie Tutzing

Evangelische Akademie Tutzing,  
17. Januar 2019 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

Ihnen allen ein herzliches Willkommen zum Jah-
resempfang 2019 der Evangelischen Akademie 
Tutzing! 

Erlauben Sie mir bitte, dass ich einige Gäste na-
mentlich begrüße: (…) 

Dass Sie alle unserer Einladung gefolgt sind, er-
füllt uns mit großer Freude. Wir sehen darin ein 
Zeichen der Verbundenheit mit unserem Haus – 
und eine Wertschätzung unserer Arbeit. 

Der Übergang, so definiert es der Duden, ist ein 
Überqueren, ein Überschreiten, ein Hinüberge-
hen. Mit dem Wechsel des Kalenderjahres fand 
vor kurzem ein solcher Übergang statt. Die Be-
deutungsbreite des Begriffs ist jedoch umfassen-
der. Der Übergang, so beschreibt es der Duden, 
ist zugleich auch der Wechsel zu etwas anderem, 
zu etwas Neuem, in ein anderes Stadium. Im 
Lichte dieser Definition werden wir wohl alle 
nachdenklich, wenn wir auf die Entwicklungen in 
unserem Land und in Europa schauen und die 
Nachrichten aus aller Welt zur Kenntnis nehmen. 

Aber was genau nehmen wir wahr? Den Über-
gang vom politischen Populismus zur Stim-
mungsmache auf der Straße? Den Übergang von 
demokratischem Diskurs und Pluralismus zu 
Angriffen und Attacken auf Andersdenkende und 
Andersaussehende – und das nicht mehr nur mit 
Worten? Den Übergang vom Rechtsstaat zur 
Selbstjustiz? Und schließlich: Den Übergang von 
der Demokratie zu – ja, zu was denn? 

Unsere Gesellschaft ist von Verunsicherung ge-
prägt. Wohin geht also die Entwicklung? Der 
Glaube an die Stabilität der Strukturen, die bisher 
als absolut verlässlich galten, hat Risse bekom-
men. Ganz grundsätzlich gefragt: Ist ein so kom-
plexes System wie unser Staat des Grundgesetzes 
zukunftstauglich? Auf den ersten Blick wirkt er 
robust. Bei genauerem Hinsehen zeigt sich, er ist 
stabil und fragil zugleich. Bisherige Krisen konn-
ten stets gemeistert werden. Die Verknüpfung 
aller Elemente, die die Funktionsfähigkeit garan-
tiert, klappte. Unsere Demokratie verfügt über 

eine entsprechende Selbststeuerfähigkeit. Und sie 
ist anpassungsfähig an Veränderungen. Bisher 
war das jedenfalls so. 

Komplexität ist nicht per se die Ursache für Prob-
leme. Krisen entstehen immer durch Vereinfa-
chung. Beziehungsweise dadurch, dass die Kom-
plexität nicht verstanden oder gar geleugnet wird. 
Wer sich mit Systemtheorien beschäftigt, erkennt, 
dass es eine gewisse Robustheit der Strukturen 
braucht, um in Krisen bestehen zu können. Mehr 
noch als Robustheit ist Resilienz nötig – eine 
Widerstandsfähigkeit, die entsteht, wenn man aus 
Krisen lernt, also die Fähigkeit entwickelt, durch 
Störungen hindurch wieder aufgerichtet weiter-
gehen zu können. 

Es gibt übrigens noch eine Steigerung von Resili-
enz. Der Begriff heißt Emergenz und kommt aus 
dem Lateinischen, wörtlich übersetzt: auftauchen, 
emporsteigen, herauskommen. Emergente Syste-
me sind nicht nur zur inneren Wandlung fähig, 
sondern zugleich auch innovativ. Wenn man so 
will: die Selbstorganisation in ihrer besten Form, 
praktisch unzerstörbar. 

Ist Deutschland, ist Europa in der beschriebenen 
Weise emergent? Mir scheint, die Antwort auf 
diese Frage hängt vom Blickwinkel ab. Meines 
Erachtens schauen wir gegenwärtig zu sehr auf 
die Entwicklungen vor einhundert Jahren, und 
dann vor allem auch mehr auf den Weg in den 
Untergang als auf die bemerkenswerten Aufbrü-
che 1918/19: etwa die Etablierung einer demokra-
tischen Verfassung und Wahlen, bei denen erst-
mals alle, auch Frauen, wählen durften. Um nicht 
missverstanden zu werden: Es ist von großer 
Bedeutung, die Ursachen für das Scheitern der 
Weimarer Republik zu verstehen und die richti-
gen Schlüsse für unsere Zeit daraus zu ziehen. 
Wenn wir den Blick nur auf die Katastrophe rich-
ten, werden wir weder Weimar noch unserer Zeit 
gerecht, in der wir über die politische Zukunft 
Deutschlands in Europa mitbestimmen. 

Ich empfehle deshalb den Blick auf die Zeit nach 
dem Zweiten Weltkrieg, die Gründung der Bun-
desrepublik Deutschland vor siebzig Jahren und 
die Entwicklung seither in Europa. In dieser Ge-
schichte liegt für mich der Vergewisserungsgrund, 
dass auch die aktuellen Krisen überwunden wer-
den und wir gemeinsam an der europäischen 
Vision von Menschlichkeit, Gerechtigkeit, Freiheit 
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und Frieden erfolgreich arbeiten können. Lassen 
Sie uns mehr auf das schauen, was gelingt, und 
weniger auf das, was nicht gut läuft. Der Blick 
auf die Geschichte der Bundesrepublik Deutsch-
land gibt mir jedenfalls die Zuversicht, darauf zu 
vertrauen, dass die Kräfte, die letztlich für ein 
Aus für Demokratie stehen, keine Chance haben. 

Der Erfolg der Demokratie hat mit zwei Begriffen 
zu tun, die zugleich für eine Haltung stehen: 
Konsens und Kompromiss. Konsens heißt Über-
einstimmung – und Kompromiss beschreibt das 
Ergebnis eines Prozesses, der Übereinstimmung 
zum Ziel hat. Das ist etwas Gutes. Steckt dahinter 
doch die Überzeugung, dass ein Konflikt gemein-
schaftlich gelöst werden kann – trotz unterschied-
licher Interessen. Der Soziologe Georg Simmel 
rechnete den Kompromiss deshalb zu den größ-
ten Erfindungen der Menschheit. Diese Auffas-
sung war nie unumstritten, denn in den Tugend-
lehren ist der Kompromiss negativ besetzt. So hat 
sich in der deutschen Sprache zum Begriff »Kom-
promiss« das Eigenschaftswort »faul« hinzuge-
sellt. 

Dabei ist die Bundesrepublik Deutschland ein 
gutes Beispiel, wie es gelingen kann, Konflikte 
politisch und auch sozial verträglich auszutragen. 
Wo dies geschah und geschieht, bleibt meist eine 
Ambivalenz – eine Mehrdeutigkeit und keine 
Eindeutigkeit. Das gehört zum Wesen der Demo-
kratie. Und es ist ihre unübersehbare Stärke. Ihre 
Stärke bleibt es aber nur dann, wenn über den 
Wert des Konsenses auch Konsens besteht. 

Hier zeichnen sich seit geraumer Zeit Verände-
rungen ab – und ihre Auswirkungen. Nach wie 
vor ist Deutschland eine Konsensgesellschaft. Das 
belegen Meinungsumfragen klar. Demnach miss-
billigen zwei Drittel der Deutschen Streit, wenn er 
vehement, ungezügelt und ungehemmt sich arti-
kuliert. Genau dies aber charakterisiert zuneh-
mend die Debatten. Deshalb müssen die Regeln 
für eine demokratische Streitkultur verteidigt 
werden – von allen gesellschaftlichen Institutio-
nen und von den Bürgerinnen und Bürgern. 

Die Evangelische Akademie Tutzing ist ein Ort, 
an dem dies geschieht. »Der Weg der Reflexion ist 
der Weg des Kompromisses« – Worte der portu-
giesischen Schriftstellerin Agustina Bessa-Luis, 
die unseren Auftrag treffend beschreiben. Bei uns 
wird seit mehr als siebzig Jahren, das eingeübt, 
was der Politikwissenschaftler Andreas Püttmann 
als die »schönsten Früchte des Christentums« 
beschrieben hat: Empathie, Demut und Gelassen-
heit. Wo sie in der Gesellschaft zur Entfaltung 
kommen, wirken sie segensreich. Empathielosig-
keit, Hybris und Dauererregtheit, so nennt Pütt-
mann die Früchte der Populisten, sie wirken hin-
gegen verheerend, wie wir sehen. 

Der Politikwissenschaftler Kurt Sontheimer, einst 
Leiter des Politischen Clubs der Evangelischen 
Akademie Tutzing, hat 1997 in einem Essay ein 
»Lob des Kompromisses« angestimmt: »Dieses 
Lob gründet auf meiner Überzeugung, dass ein 
Kompromiss, welche Fehler ihm auch anhaften 
mögen, höher steht als eine Anordnung oder ein 
Befehl, die ein Ausfluss von Gewalt sind. In der 
Praxis des Kompromisses artikuliert sich die Frei-
heit. Es sind die Kompromisslosen, die unsere 
Freiheit bedrohen, nicht die Kompromissberei-
ten«, so Sontheimer. 

Dass wir unsere Freiheit aufs Spiel setzen – das 
kann niemand ernsthaft wollen. Deshalb muss es 
uns jetzt gemeinsam gelingen, den Übergang zu 
schaffen vom Zuschauen zum Handeln. 

Noch einmal: Seien Sie uns alle herzlich will-
kommen – vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit! 

Nun darf ich den Leiter der Staatskanzlei, Dr. 
Florian Herrmann, ans Rednerpult bitten. Er ist 
Staatsminister für Bundes- und Europaangelegen-
heiten und Medien – und überbringt das Gruß-
wort für die Bayerische Staatsregierung. Danach 
spricht Landesbischof Bedford-Strohm.  
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Grußwort 
Von Prof. Dr. Heinrich Bedford-Strohm, Landesbischof der Evangelisch-Lutherischen  
Kirche in Bayern 

Evangelische Akademie Tutzing,  
17. Januar 2019 

Es gilt das gesprochene Wort! 

Meine Damen und Herren, 

ich vermute bei allem großen Respekt für die Ar-
beit der Evangelischen Akademie Tutzing, nicht, 
dass Herr Hahn und alle für die Planung dieses 
Jahresempfangs Verantwortlichen über hellsehe-
rische Fähigkeiten verfügen. Man könnte aller-
dings schon auf diese Idee kommen, wenn man 
das Thema dieses Empfanges und die Wahl des 
heutigen Gastes mit den aktuellen Entwicklungen 
dieser Tage verknüpft. Denn es hat selten Zeiten 
gegeben, an denen das Thema Europa die Politik, 
die Öffentlichkeit und uns alle so sehr beschäftigt 
hat wie in diesen Tagen. Die Dramatik der Ereig-
nisse hat historischen Charakter. Die Möglichkeit, 
dass ein Land vom politischen, wirtschaftlichen 
und kulturellen Format Großbritanniens nicht nur 
die Europäische Union verlässt, sondern es auch 
auf eine Weise verlässt, die im eigenen Land 
Chaos und im übrigen Europa Sorge, Ratlosigkeit 
hinterlässt und dort womöglich in heimliche oder 
offene Schadenfreude mündet, wenn die destruk-
tiven Konsequenzen sichtbar werden, ist eine 
düstere Aussicht. Alles, was nach zwei Weltkrie-
gen an Zusammenhalt zwischen den Völkern 
Europas entstanden ist und die Möglichkeit von 
neuen tiefen Konflikten der alten Feinde einfach 
undenkbar gemacht hat, scheint in Gefahr zu 
geraten. 

Es geht also um viel. Und überall, wo in den 
nächsten Monaten die anti-europäischen Stimmen 
in Großbritannien ein anti-britisches Echo auf 
dem Kontinent hervorrufen mögen, das sage ich 
schon jetzt, ist entschiedener Widerspruch ange-
sagt. Die klare Botschaft an die Briten muss jetzt 
erst recht sein: Wir wollen auf Euch als ein zent-
rales Stück Europa nicht verzichten. Sowieso 
nicht, wenn es um die gemeinsamen Werte und 
die historisch gewachsene gemeinsame Kultur 
geht. Aber auch nicht, wenn es um die institutio-
nellen Zusammenhänge geht, die diesen gemein-
samen Werten eine äußere Stütze geben und 
unverzichtbar sind, wenn es um die Bewältigung 
der großen Herausforderungen für die Zukunft 
heute geht. 

Ich bin davon überzeugt, dass sich die Verant-
wortung für das Friedensprojekt Europa gerade 
auch den Kirchen stellt. Als Kirchen stehen wir 
für die radikale Liebe Jesu Christi, die allen Men-
schen gilt und die alle nationalen und kulturellen 
Grenzen sprengt. Ich möchte, dass wir nie wieder 
Waffen segnen, mit denen sich ganze Völker ge-
genseitig umbringen. Wir sind gerufen, überall 
da, wo Hass geschürt wird oder Nationalismus 
die Herzen der Menschen vergiftet, die große Lie-
beserklärung Gottes, die sich in dem Menschen 
Jesus Christus gezeigt hat, selbst auszustrahlen. 
Wir sind gerufen, für Solidarität und Kooperation 
über nationale Grenzen hinweg einzutreten, für 
die Versöhnung gerade zwischen Völkern, die 
eine lange und traurige Geschichte von Krieg und 
Gewalt hinter sich haben. 

Als Kirchen sind wir Teil eines einmaligen inter-
nationalen ökumenischen Netzwerks, deren Glie-
der sich, wenn sie sich begegnen, als »liebe 
Schwestern und Brüder« ansprechen. Wo ich 
diese Anrede wähle, wenn ich zu Besuch bei 
einer unserer Partnerkirchen bin und dort predi-
gen darf, ist das keine Floskel, sondern tief ge-
fühlt und theologisch genau überlegt. Wie könn-
ten wir in den Chor der nationalistischen Scharf-
macher, auf welcher Seite auch immer, einstim-
men, ohne den Herrn zu verraten, der die Grund-
lage für diese Geschwisterlichkeit ist!? 

Mitte November habe ich zwei Tage in Lambeth 
Palace beim Erzbischof von Canterbury ver-
bracht. Am zweiten Tag veranstalteten wir eine 
Konferenz zum Brexit, während genau gegenüber 
auf der anderen Seite der Themse, nach der Be-
kanntgabe des Brexit-Deals die Minister zurück-
traten. Gemeinsam mit Erzbischof Justin haben 
wir damals eine Erklärung veröffentlicht, aus der 
ich einige Sätze zitieren möchte: 

»Als Spitzen unserer Kirchen sind wir mitein-
ander verbunden im Bekenntnis um ein starkes 
Europa, das dem gemeinsamen Wohl und dem 
Respekt gegenüber der Würde aller Menschen 
dient, der Würde der Gläubigen und aller ande-
ren Menschen. Als Geschöpfe Gottes und als 
Empfänger der Liebe, die sich in Jesus Christus 
offenbart, appellieren wir an unsere Regierun-
gen, nicht die dringende Aufgabe aus den Au-
gen zu verlieren, die uns gegebene Welt und ih-
re Menschen zu schützen. Unsere Welt verdient 
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eine bessere Zukunft als die von Hass und Spal-
tung. Es ist Aufgabe der Kirche, über alle Gren-
zen hinweg Zeugnis von der Liebe Gottes abzu-
legen – als Schwestern und Brüder in Jesus 
Christus.« 

Die Vision eines Europas des Friedens, der Soli-
darität und der Gerechtigkeit teilen wir als Kir-
chen mit allen Menschen guten Willens. Wir 
wenden uns gegen den Missbrauch des Heimat-
begriffes für Ideologien, die ihre eigene Identität 
dadurch stärken wollen, dass sie andere abwer-
ten. Einen ganz anderen Heimatbegriff hat ein 
Mann schon vor langer Zeit in den Blick genom-
men, der einer der Vordenker eines gemeinsamen 
Europas war viel und zu früh verstorben ist. 

Der ehemalige tschechische Präsident Vaclav 
Havel hat am 24. April 1997 im Deutschen Bun-
destag eine historische Rede gehalten, in deren 
Mittelpunkt eine Neuauslegung des Begriffs der 
»Heimat« für das zukünftige Zusammenleben in 
Europa stand. Kennzeichnend für diese Rede war 
das Plädoyer für eine Verbindung von Pluralis-
mus und universaler Offenheit einerseits und 
einer klaren Wertebindung andererseits als Cha-
rakteristikum einer gesellschaftlichen Gemein-
schaft. 

Von seinem Ursprung her – so Havel – bezeichnet 
das Wort Heimat keine abgeschlossene Struktur, 
sondern das Gegenteil davon: »eine Struktur, die 
öffnet – eine Brücke zwischen dem Menschen 
und dem Weltall; ein Leitfaden, der vom Bekann-
ten auf das Unbekannte, vom Sichtbaren auf das 
Unsichtbare, vom Verständlichen auf das Ge-
heimnisvolle, vom Konkreten auf das Allgemeine 
weist. Es ist der feste Boden unter den Füßen, auf 
dem der Mensch steht, wenn er sich zum Himmel 
hin ausrichtet.«1 Havel wendet sich von daher 
dagegen, »dass Heimat eher als ein ungelüftetes 
Loch statt als Sprungbrett der menschlichen Ent-
faltung betrachtet wird; eher als eine Höhle, die 
den Menschen vor der Welt schützt, statt als 
Raum für seinen Kontakt mit ihr; eher als ein 
Instrument der Isolierung des Menschen von den 
anderen statt als ein Tor, das ihm den Weg zu 
den anderen öffnet«. 

Sein eigenes Verständnis von Heimat entwirft 
Havel explizit von einem bestimmten Verständnis 

von Freiheit her: »Freiheit im tiefsten Sinne des 
Wortes bedeutet mehr […] als ohne Rückhalt zu 
sagen, was ich denke. Freiheit bedeutet auch, 
dass ich den anderen sehe, mich in seine Lage 
hineinzuversetzen, in seine Erfahrungen hinein-
zufühlen und in seine Seele hineinzuschauen 
vermag und imstande bin, durch einfühlsames 
Begreifen von alledem meine Freiheit auszuwei-
ten. Denn was ist das gegenseitige Verständnis 
anderes als die Ausweitung der Freiheit und die 
Vertiefung der Wahrheit?« 

Europa – sagte Havel – »sollte viel deutlicher zur 
Heimat unserer gemeinsamen Werte werden, so 
wie sie aus unseren besten geistigen Traditionen 
und den erworbenen geschichtlichen Erfahrungen 
erwachsen. Wir alle wissen, um welche Werte es 
geht: Respekt für die Menschenrechte, Rechts-
staatlichkeit, Demokratie, Bürgergesellschaft, 
Marktwirtschaft, Sinn für soziale Gerechtigkeit, 
Achtung vor der Natur und vor unserer Umwelt.« 

Die Vision von Europa, die Havel hier entwirft, 
könnte nicht aktueller sein. Gerade jetzt gilt es, 
für sie einzutreten. Morgen wird eine große An-
zeige in der britischen »Times« erscheinen, die 
um die Briten und ihre Einbindung in Europa 
werben wird. Sie ist von deutschen Politikern 
initiiert, wird aber von verschiedenen Vertretern 
aus der Mitte der deutschen Gesellschaft mitun-
terzeichnet sein. Auch ich habe mich zur Unter-
zeichnung entschlossen. Meine Hoffnung ist, dass 
diese Anzeige diejenigen in Großbritannien stärkt, 
die die Vision Vaclav Havels teilen. 

Auch unser heutiger Redner, Jean Asselborn, 
steht, wie kaum ein anderer, für diese Vision. 
Deswegen ist es eine Freude und Ehre für uns, 
ihn heute zu Gast zu haben. Und wir freuen uns 
auf seinen Vortrag. 

Vielen Dank! 

 

Anmerkung: 

1 Die Rede ist abgedruckt in der Frankfurter Rundschau, 25.4. 
1997, S.10  
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Festrede anlässlich des Jahresempfangs 2019 der  
Evangelischen Akademie Tutzing 
Von Jean Asselborn, Außenminister, Minister für Immigration und Asyl, Luxemburg 

Evangelische Akademie Tutzing,  
17. Januar 2019  

Es gilt das gesprochene Wort! 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, 

Ich freue mich sehr über die Gelegenheit mit 
Ihnen, meine Gedanken zur Europäischen Union 
zu teilen. Ein paar dieser Gedanken würden si-
cherlich nicht ganz mit den Ihrigen übereinstim-
men, darum bitte ich um Verständnis. Auf Einla-
dung von Herrn Günther Beckstein habe ich 
schon einmal vor zweieinhalb Jahren einen Vor-
trag mit dem Thema: »Europa im Krisenmodus – 
Haben wir noch eine gemeinsame Zukunft?« hier 
gegeben. Eine Begegnung, die ich in sehr guter 
Erinnerung behalten habe. 

Bevor ich jedoch zum diesjährigen Thema kom-
me, erlauben Sie mir vorauf ein Wort zu den his-
torischen Verbindungen zwischen Luxemburg 
und Bayern. Der erste Großherzog Luxemburgs 
aus dem Hause Nassau-Weilburg, S.K.H. 
Adolphe, unterhielt im Isarwinkel auf Schloss 
Hohenburg seine Sommerresidenz, und man 
kann es ihm wirklich nicht verdenken. Das Groß-
herzogtum und der Freistaat sind beide wichtige 
und attraktive Wirtschaftsstandorte. Wir profitie-
ren beide von unserer hohen Innovationskraft, 
einem starken Nation Branding und einem unter-
nehmerfreundlichen Klima, was sich unter ande-
rem in unserem hohen Bruttoinlandsprodukt, 
sowie in der hohen Exportquote niederschlägt. 

Mein Auftrag heute hier dreht sich jedoch nicht 
um Luxemburg und Bayern, sondern um ein an-
deres Tandem: um »Europa und Krise«. 

Wohin steuert Europa? 

Eine Suche nach Orientierung, nicht nur der Ori-
entierung. Spontan drängen sich zwei Fragen auf: 
Wer steht am Steuer? Und wohin geht die Reise? 

Fangen wir mit dem institutionellen Abc an; 
nicht, dass sie es nicht kennen würden, aber es 
ist nie sinnlos, kurz darauf einzugehen. 

Bei der EU handelt es sich in der Tat, wie wir 
wissen, um ein recht komplexes, verflochtenes, 
nicht immer einfach verständliches System, eine 
einzigartige institutionelle Maschinerie, bestehend 
aus der Kommission, der EU-Exekutive, welche 
alleine das Initiativrecht hat, dem EU-Parlament, 
der Legislative, und dem EU-Ministerrat, eine Art 
Co-Legislative, sowie dem Europäischen Rat, der 
höchsten Ebene der Interessenvertretung der 
Mitgliedstaaten, ohne die nichts oder fast nichts 
läuft. Diese Institutionen werden, wie Sie wissen, 
vom EU-Gerichtshof in Luxemburg in ihren Kom-
petenzen kontrolliert und sanktioniert, dies im 
Rahmen der sogenannten Gemeinschaftsmethode. 
Dazu kommt bekanntlich die sechsmonatige 
Ratspräsidentschaft: im zweiten Semester 2018 
war es Österreich; seit dem ersten Januar ist es 
Rumänien. 

Dieses Brüsseler-Straßburger-Luxemburger Insti-
tutionsgefüge funktioniert jedoch nur, wenn die 
Regierungen in den Mitgliedstaaten den politi-
schen Willen zeigen, europäisch zu denken und 
zu handeln, und dem europäischen Mehrwert, im 
Interesse der/aller EU Bürger, den Vorrang zu 
geben. Trotz andauernder Kritik an »Brüssel« sind 
es nämlich immer noch die Regierungen der Mit-
gliedstaaten, die entscheiden und die Fäden in 
der Hand halten. 

Und genau hier liegt die Schwachstelle dieses 
weltweit größten Friedensprojektes des 20. Jahr-
hunderts. Es ist ja doch zu verlockend für natio-
nale Politiker, »die in Brüssel« für unpopuläre 
Maßnahmen verantwortlich zu machen und dabei 
wohlwissentlich zu verschweigen, dass die eigene 
Regierung doch selbst mit am Entscheidungstisch 
sitzt. Brüssel ist nicht Moskau! 

Auch wenn lange Zeit höflich über diese oppor-
tunistische Doppelzüngigkeit hinweggesehen 
wurde, so ist dies in der aktuellen Lage nicht 
länger hinnehmbar. Nein, ein solches Benehmen 
grenzt, meiner Meinung nach, an Brandstiftung! 

Am Anfang der Zusammenarbeit in Europa stand 
der Schuman-Plan aus dem Jahre 1950, der da-
rauf abzielte, die europäischen Staaten der Nach-
kriegszeit in wirtschaftlicher Hinsicht so eng an-
einanderzubinden, dass sie nie wieder gegenei-
nander Krieg führen würden. Robert Schuman 
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wuchs in Luxemburg auf und hat die tragischen 
Konsequenzen des Ersten und des Zweiten Welt-
krieges in Luxemburg, beziehungsweise Lothrin-
gen, hautnah miterlebt. Es ist also nicht von un-
gefähr, dass er es war, der diesen Grundstein der 
europäischen Zusammenarbeit legte. 1952 wurde 
mit der Einrichtung der Europäischen Gemein-
schaft für Kohle und Stahl in Luxemburg der erste 
Schritt getan. 1957 folgten die Römischen Verträ-
ge, die die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft 
(EWG) begründeten. 

Es ist heute sinnvoll, in Erinnerung zu rufen, dass 
die nachfolgenden Jahrzehnte nicht immer kon-
fliktfrei waren. Es war jedoch immer allen Teil-
nehmern klar, dass ein Scheitern keine Option 
sein konnte. Und mit den Erinnerungen an die 
Gräuel des Zweiten Weltkrieges noch präsent, 
schaffte man es auch jedes Mal, sich zusammen-
zuraufen, und im Laufe der Jahrzehnte ging das 
europäische Projekt aus jeder Krise gestärkt her-
vor. Diese Leistung wurde 2012 mit dem Frie-
densnobelpreis gewürdigt. 

Ich will hier beileibe nichts schönreden: in den 
Verhandlungen in Brüssel wird durchaus mit 
harten Bandagen gekämpft, aber zum Glück eben 
nur am Verhandlungstisch, mit den Methoden der 
Diplomatie. Das macht die EU einzigartig. Darauf 
sollten wir stolz sein. Diese Errungenschaft darf 
nicht zerschlagen werden! 

In den vergangenen Monaten sind jedoch Zweifel 
an der Ausrichtung des europäischen Projekts ge-
äußert worden, ja gar an dessen Daseinsberechti-
gung. Soldatenfriedhöfe sind für viele Jugendliche 
Zeugen einer Vergangenheit, die längst bewältigt 
ist. Frieden ist in ihrer Betrachtung so selbstver-
ständlich wie Sauerstoff in der Luft. Ob dies tat-
sächlich so ist? 

Der aktuelle internationale Kontext, der aus-
ufernde Populismus, die Desinformationskam-
pagnen, wie auch die egoistische Philosophie des 
»America First« bergen Risiken gegenüber dieser 
auf der Integration und dem Multilateralismus 
basierenden Friedensgarantie. Wir dürfen uns 
hier nichts vormachen! 

Wenn die Interessen im Zwischenstaatlichen 
höher angesiedelt werden als die gemeinsamen 
Werte, auch im Innern der EU, ist dies Grund zur 
Sorge. Das Streben nach kurzfristigen Vorteilen, 
oft auf Kosten anderer, ist mit einem auf gegen-
seitigem Respekt und rechtsstaatlichen Strukturen 
aufgebauten Multilateralismus einfach nicht ver-
einbar. 

Wenn in Mitgliedstaaten der EU die Normen des 
Rechtsstaates verwässert werden, wenn die Me-
dien schreiben müssen, denken müssen, was die 
Regierung selbst geschrieben und gedacht hätte, 
wenn die Justiz eingeschüchtert wird von der 
Regierung, wenn Richter Urteile fällen müssen, 
die den Interessen von Regierungsparteien Rech-
nung zu tragen haben, wenn die elementarsten 
Menschenrechte von Minderheiten nicht geachtet 
werden, dann meine Damen und Herren, ist dies 
keine Freiheit in unserem europäischen Sinne. 

Erlauben sie mir hier Rosa Luxemburg, deren 
hundertsten Todestages wir kürzlich gedacht 
haben, zu zitieren, die in ihrem Essay zur russi-
schen Revolution schrieb: »(…) dass [Freiheit] 
ohne freie, ungehemmte Presse, Freiheit nur für 
die Anhänger der Regierung, nur für Mitglieder 
einer Partei, (…) keine Freiheit [ist]. Freiheit ist 
immer Freiheit der Andersdenkenden.« 

Die Freiheit der Andersdenkenden kann aber nur 
in einem Rechtsstaat gewährleistet werden. Die 
Achtung der Grundwerte der Europäischen Union 
einschließlich der Prinzipien der Rechtsstaatlich-
keit, so wie sie in Artikel 2 des EU-Vertrags fest-
gehalten sind, gehört zu den Kernpflichten eines 
jeden Mitgliedstaates. 

Leider werden diese Prinzipien zurzeit in einigen 
Mitgliedstaaten zunehmend in Frage gestellt. So 
bleibt die Lage in Polen nach wie vor besorgniser-
regend – vor allem im Hinblick auf die Unabhän-
gigkeit der Justiz und die Gewaltenteilung. Trotz 
aller Bemühungen, insbesondere seitens der Eu-
ropäischen Kommission, ist es bisher nicht gelun-
gen, die polnische Regierung wirksam zum Ein-
lenken zu bewegen. Ich befürchte, dass vor allem 
die Bürger die Leidtragenden dieses Abbaus des 
Rechtsstaates sein werden. Das sogenannte Arti-
kel-7-Verfahren zur Verteidigung der Rechtstaat-
lichkeit muss auf jeden Fall weitergeführt wer-
den. Es geht hier um unser aller Glaubwürdigkeit! 

Das Europäische Parlament hat sich letzten 
Herbst genötigt gesehen, ebenfalls ein Artikel-7-
Sanktionsverfahren gegen Ungarn einzuleiten. Es 
hat damit einen unmissverständlichen Warnruf 
an die ungarische Regierung gerichtet. Ich kann 
nur allen raten, die weiterhin versuchen die Lage 
zu verharmlosen, den Bericht des EU-Parlaments 
zu lesen. Hier wird detailliert aufgezeigt, dass die 
Gefahr einer schwerwiegenden Verletzung der 
gemeinsamen Werte besteht. Man kann hierüber 
nicht einfach hinwegsehen! Auch ist es unsinnig, 
den Verfassern des Berichts Voreingenommenheit 
vorzuwerfen, wie das vereinzelt geschehen ist. 
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Zahlreiche unabhängige Experten, etwa der Ver-
einten Nationen, der OSZE oder der Venedig-
Kommission des Europarates kommen zum sel-
ben Ergebnis. 

Ich erwähnte es schon: Rumänien hat zurzeit – 
zum ersten Mal in seiner Geschichte – die Präsi-
dentschaft des Rates der Europäischen Union 
inne. Dieses große, wichtige Land sollte zeigen, 
dass es nicht nur beim Eintrittsdatum 2007 die 
Kopenhagener Kriterien, also die Basisregeln der 
europäischen Demokratie, erfüllt hat; sondern 
auch heute sich nicht von ihnen entfernt. Nichts 
rechtfertigt einen Eingriff in eine freie, unabhän-
gige Justiz oder ein Zuwiderhandeln gegen die 
Regeln der Gewaltentrennung. 

Die Grundwerte sind schlicht nicht verhandelbar. 
Die Europäische Union ist nicht nur eine Interes-
sengemeinschaft, sondern auch, und zuerst, eine 
Wertegemeinschaft und dafür müssen wir auch 
international einstehen. 

An der Wiege der EU steht ein fundamentales 
politisches Bekenntnis: »gemeinsames Einbringen 
mit dem Ziel das Gemeinschaftliche zu stärken.« 

Kommt diese Einstellung abhanden, verliert die 
EU ihre Seele, sie verliert ihren Kompass, ja ihre 
Essenz. Dies wäre eine Untat, eine totale Missach-
tung der kommenden Generationen. 

Fazit zur Frage eins: 

Am Steuer stehen alle; alle die in den Institutio-
nen, aber vor allem in den nationalen Regierun-
gen, Verantwortung tragen für ihre Bürger, die ja 
alle auch EU-Bürger sind, um mit aller Kraft und 
Überzeugung die Idee des Gemeinschaftlichen, 
der Rechtsstaatlichkeit hoch zu halten! 

Europa ist nicht mit dem Schicksal einer Kanzle-
rin, oder eines Präsidenten oder Premierministers 
verknüpft – das mag stärker der Fall gewesen sein 
in den Gründungsjahren. Es ist die Einstellung 
der Mitgliedstaaten zur gemeinsamen Idee, die 
auschlaggebend ist. Dafür gilt es demokratisch zu 
streiten. 

Die EU nimmt keinem die Heimat, noch seinen 
Patriotismus; nein die EU garantiert, dass wir 
weiter, auch in den Wallungen des 21. Jahrhun-
derts uns zu unserer Heimat und als Patrioten 
bekennen können. Die EU distanziert sich jedoch 
von falschem Patriotismus, von Nationalismus 
und Fremdenfeindlichkeit. 

Nicht umsonst lautet das Motto der EU »In Viel-
falt geeint«. Wir haben uns mit unseren vielen 
verschiedenen europäischen Kulturen, Traditio-
nen und Sprachen in der EU zusammengeschlos-
sen, um uns gemeinsam für Frieden, Demokratie 
und Wohlstand einzusetzen. 

Ich glaube jeder ist mit mir einverstanden, wenn 
ich sage: Wirtschaftlich ist die EU ganz klar ein 
Erfolgsmodell. Man denke insbesondere an die 
Vorteile des gemeinsamen Binnenmarkts, der seit 
1993 einen freien Personen, Waren-, Dienstleis-
tungs- und Kapitalverkehr zwischen allen EU-
Mitgliedstaaten ermöglicht. Luxemburg und 
Deutschland zählen zu den Ländern denen dieses 
besonders zugutekam. 

2019 markiert, wie sie wissen, den 20. Jahrestag 
der Währungsunion: Am 1. Januar 1999 wurden 
die Wechselkurse festgeschrieben; drei Jahre 
später folgte dann die Bargeldeinführung in an-
fangs elf Mitgliedstaaten. Mittlerweile zählte die 
Eurozone 19 Mitgliedstaaten und hat die schwers-
te Wirtschafts- und Finanzkrise seit 1929 über-
standen. Was wäre passiert, wenn wir 19 ver-
schiedene Währungen gehabt hätten? Welche 
Konsequenzen hätte die Abwertungsspirale in der 
EU auf die Wirtschaft gehabt? Wir sollten nicht 
vergessen, dass die Wirtschaft vor dem Euro im-
mer wieder von Währungskrisen erschüttert wur-
de. Heute zahlen rund 338 Millionen Europäer 
täglich mit dem Euro, der sich zudem als die 
zweitwichtigste Reservewährung der Welt nach 
dem Dollar etabliert hat. 

Meine Damen und Herren, am Steuer stehen 
müssen also diejenigen, die aus der europäischen 
Geschichte gelernt haben, die sich bewusst sind, 
dass Europa keine bloße Zusammenzählung von 
nationalen Interessen sein darf, sondern eine 
Union die sich für eine europäische Souveränität 
und somit auch für die nationale Souveränität der 
Mitgliedstaaten einsetzt. 

Um es ganz klar zu sagen: Ein Land wie Luxem-
burg würde sehr schnell seiner Souveränität be-
raubt, wenn der Nationalismus wieder Oberhand 
bekäme. Und ich bezweifele, ob es das einzige 
der 27 Mitgliedstaaten wäre … 

Für mich ist es auch ganz klar, dass die 
»Trumpʼsche Theorie« des Patriotismus, im Sinne 
eines »Deutschland zuerst« oder »France d’abord« 
nicht das Modell für das 21. Jahrhundert in Euro-
pa sein kann. Aber die Lehren der Geschichte 
lassen sich eben nicht so einfach in 280 Schrift-
zeichen umsetzen …, wenn man es dann wollte. 
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Kommen wir nun zu Ihrer Frage: Wohin geht 
die Reise? Wohin steuert die EU? 

Eine wichtige Frage, besonders einige Monate vor 
den Wahlen zum Europaparlament am 26. Mai 
dieses Jahres. Wenn es dann ein Vorteil sein soll-
te, seit 15 Jahren im Rat der EU-Außenminister 
sitzen zu dürfen, kann es zuweilen auch ein 
Nachteil sein, oder sagen wir eine Motivations-
bremse, denn ich erlebe zu oft eine große Diskre-
panz zwischen Anspruch und Wirklichkeit. 

Lassen sie mich erklären: Auch vor 15 Jahren war 
die Weiterentwicklung der EU nicht immer ein 
Spaziergang. Erinnern wir uns. Nachdem Spanien 
im März 2005 mit mehr als 60% Zustimmung im 
Referendum den Verfassungsvertrag angenom-
men hatte, folgten die negativen Referenden im 
Mai und Juni in Frankreich und den Niederlan-
den. 

Die Europäische Hymne und die EU-Flagge wur-
den aus dem Verfassungsvertrag gestrichen und 
es kam zu einer Anpassung der gemeinsamen 
Ambitionen. Unter deutschem EU-Vorsitz wurde 
schließlich 2007 der Lissabonner Vertrag ange-
nommen. Es war damals ein schwerer politischer 
Kampf. 

Der Lissabonner Vertrag, der 2009 in Kraft trat, 
hat auf Demokratisierung durch Mehrheitsent-
scheidungen gesetzt, auf mehr Kompetenzen für 
das Europäische Parlament, auf mehr Bürgerbe-
teiligung. 

Klingt gut, nur in der Praxis entwickelte sich 
schnell eine Rückwärtsbewegung die im Grunde 
die klaren Fortschritte im institutionellen Bereich 
für die Kommission und für das Europa Parla-
ment ausbremste. 

In der Praxis wurde der Europäische Rat der 
Staats-und Regierungschefs zum Eckpfeiler der 
EU-Politik. Er riss vieles an sich, was er im Nach-
hinein nicht im Stande war zu lösen. Die Migrati-
onspolitik der letzten Jahre ist hier vielleicht das 
beste Beispiel. 

Im zuständigen Ministerrat für Migrationsfragen 
haben viele Minister Anweisungen ihrer Regie-
rungen erhalten nicht mehr zu verhandeln, son-
dern nur noch entweder »Nein« zu sagen oder auf 
den Europäischen Rat zu verweisen, weil Migra-
tionsfragen kapitale Fragen auf nationaler Ebene 
seien. 

Wir wissen, dass der Europäische Rat, und das 
war genau das Ziel derer, die den Ministerrat 
gezielt ausschalten wollten, nur im Konsens, also 
einstimmig zu Entschlüssen kommen kann. 

Resultat: Die Neinsager – die Blockierer – haben 
die Karten in der Hand. Es kam, wie wir wissen, 
seit 2015 keine europäische Lösung der Migrati-
onsfrage zustande. 

Die Geschichte riskiert hart mit der EU ins Gericht 
zu gehen. Welches Bild gibt Europa heutzutage 
von sich ab? Ein Europa, das sich seit seiner 
Gründung für Solidarität, Menschenrechte und 
Freizügigkeit eingesetzt hat oder ein Europa, das, 
genauso wie andere, nur noch auf Abschottung 
und Angst vor dem Fremden setzt? 

2015 hat die europäische Kommission ihre Agen-
da über die Migrationspolitik vorgeschlagen. Sie 
war und ist ein globaler Ansatz um eine korrekte 
Migrationspolitik in der EU zu führen. Der Migra-
tionsdruck soll verringert werden für Personen, 
die kein Anrecht auf Schutz in der EU haben, 
während die EU weiterhin ihren internationalen 
Verpflichtungen beruhend auf der Genfer Men-
schenrechtskonvention nachkommt. Die legale 
Migration soll über geregelte und kontrollierte 
Wege, sprich ohne Schlepper, organisiert werden. 
Dies war auch die Quintessenz des Valletta-
Gipfeltreffens mit Afrika 2015. 

Mehr als drei Jahre danach stimmt es mich trau-
rig, dass die EU in diesem Ansatz größtenteils 
versagt hat, dass der Großteil unserer Reformen, 
allen voran die Reform des Dublin-Verfahrens, 
riskiert zu scheitern. Auch wenn laut Kommissi-
onspräsident Juncker und Präsident des Europäi-
schen Rates Tusk die EU es fertiggebracht hat, 
dass der Migrationsdruck während der letzten 
vier Jahre um 90% zurückgegangen ist. Ich glau-
be nicht, dass wir es uns leisten können, eine 
solche Statistik als Erfolg darzustellen. Hier ist 
eine Relativierung vonnöten. Die Frage stellt sich 
außerdem, wie es möglich war, dass eine kleine 
Minderheit von Mitgliedsstaaten den anderen 
einen Stillstand aufzwingen konnte? 

Verschiedene Staaten, angeführt von den Herren 
Orban und Kurz, haben die Institution des Euro-
päischen Rates für ihre Zwecke missbraucht, 
indem die Migrationspolitik bei dem Staats- oder 
Regierungschef immer wieder diskutiert wurde. 
Dadurch, dass der Europäische Rat mit seinen 
politischen Schlussfolgerungen nur im Konsens 
arbeiten kann, haben sie die Mehrheitsbestim-
mungen des Lissabonner Vertrages im legislativen 
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Bereich schachmatt gesetzt. Der Europäische Rat 
konnte in keinem Moment die entscheidenden 
Impulse geben. Ganz im Gegenteil. 

Diese Entwicklung steht, wie schon gesagt, in 
totalem Gegensatz zur Gemeinschaftsmethode. 

Der Europäische Rat arbeitet noch immer auf 
einer intergouvernementalen Basis. Alle Staaten 
müssen einer politischen Entscheidung zustim-
men. Das Resultat ist leider nur zu oft Stillstand, 
Lähmung, Handlungsunfähigkeit und eine EU, die 
den Platz auf der internationalen Bühne, der ihr 
zusteht, nicht einnehmen kann. 

Hinzu kommt jetzt noch ein rechtsstaatliches 
Problem. Der EuGH hat im September 2017 die 
zwei Relocation-Entscheide von 2015 bestätigt. Er 
legte fest, dass man die Migrationslast nicht nur 
den Eintrittsländern Griechenland und Italien, 
oder auch den Ankunftsländern Deutschland oder 
Schweden überlassen kann. Bis heute verweigern 
sich die Neinsager jedoch, dieses rechtlich ver-
pflichtende Urteil umzusetzen. Wie in einer Dik-
tatur werden die Richter ignoriert, in diesem Falle 
sogar unsere höchsten Richter. 

Wenn wir eine Dublin-Reform meistern wollen 
und, wie es in einer Gemeinschaft sein sollte, den 
Druck, dem Eintrittsländer in Krisenzeiten ausge-
setzt sind, mindern wollen, dann führt kein Weg 
an einer automatischen Verteilung vorbei, auch 
wenn man in bestimmten Umständen verschie-
denen Mitgliedstaaten Ausnahmeregeln zugeste-
hen könnte. 

Zurzeit gibt es aber nur wenig Fortschritte. 
Schlimmer, am Beispiel der 300 gestrandeten 
Menschen auf Malta, zeigt sich, dass maximal 
zehn Mitgliedstaaten bereit sind, sich solidarisch 
einzubringen. Sind wir wieder ein Europa der 
egoistischen Nationalstaaten geworden? Sind wir 
ein Europa geworden, das Migration in all seinen 
Formen im 21. Jahrhundert verleugnet? 

Oder sind wir ein Europa, das sich organisiert, 
um denen Schutz zu geben, die vor Krieg oder 
Verfolgung fliehen müssen, ein Europa, das es 
hinbekommt, die Menschen in ihre Heimatländer 
zurückzuführen, die aus wirtschaftlicher Not ihre 
Heimat verlassen mussten, und partnerschaftlich 
hilft bessere Lebensbedingungen vor Ort zu schaf-
fen? Ein Europa, das legale Wege für Einwande-
rung aufbaut, ohne dass Schlepper das Schicksal 
der Menschen bestimmen, ohne dass sie ihr Le-
ben aufs Spiel setzen müssen ? Ein Europa, das 
nicht vergessen hat, dass wir vor nicht allzu lan-

ger Zeit die »Getriebenen« waren und die Vertrei-
ber nicht nur von außen agierten, sondern auch 
von innen. 

Im anstehenden Europaparlamentswahlkampf 
sind wir alle gefordert. Migration riskiert dort von 
den Rechtsnationalisten als Übel unserer Zivilisa-
tion dargestellt zu werden: Das können und dür-
fen wir nicht zulassen! 

Jenen, die sich dem Rechtspopulismus verschrie-
ben haben und die die offene Gesellschaft auf 
dem Altar ihrer Abschottungstheorien zerstören 
möchten, muss mit starken Argumenten Einhalt 
geboten werden. 

Wir müssen handeln, nicht nur wegen des unab-
dingbaren Respekts vor der Genfer Flüchtlings-
konvention, deren Geist sich die EU verpflichtet 
hat, auch wegen des Überlebens von Schengen, 
einem einzigartigem EU-Besitzstand, dem größten 
Erfolg für die Befürworter Europas neben dem 
Euro. 

Ich kann nur hoffen, dass es in naher Zukunft 
genug politische Köpfe gibt, aber auch Journalis-
ten, Menschenrechtler, NGO’s, Kirchenvertreter, 
Gewerkschaftler, engagierte Bürger, die einsehen, 
dass Leute vom Schlag eines Orban, Salvini, Le 
Pen, AfD, Lega, Schwedendemokraten und ande-
rer, nicht das Sagen haben dürfen. Dass jene, die 
sich in Europa dem Geist der 1930er Jahre ver-
schreiben; jene, die uns sogenannte »einfache« 
Lösungen vorgaukeln, wo langfristiges und über-
legtes Handeln erforderlich ist, nicht wieder fe-
derführend werden dürfen. 

Unsere Kinder und Enkelkinder brauchen eine 
EU, die auf den Werten der Menschlichkeit, der 
Offenheit, des Respektes, kurzum auf der europä-
ischen Demokratiekultur begründet ist. Das Ge-
genteil wäre eine nicht wieder gutzumachende 
politische Sünde. 

Meine Damen und Herren, zurück zu der 
Frage, wo die Reise hingehen soll. 

Die Gefahr eines Bruchs innerhalb der Eurozone 
ist mittlerweile gesunken, trotzdem müssen wir 
weiterhin wachsam bleiben. Weitere Anstrengun-
gen mit Blick auf eine Vollendung der Wirt-
schafts- und Währungsunion müssen also wieder 
auf die Tagesordnung. 

Die deutsch-französische Meseberg-Erklärung 
vom 19. Juni 2018 war diesbezüglich ein wichti-
ger Schritt nach vorn. In einem gemeinsamen 
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Fahrplan für das Euro-Währungsgebiet haben 
Deutschland und Frankreich Schritte zur Vertie-
fung der Währungsunion vorgestellt. Ob EWF, 
Eurozonenbudget oder Bankenunion – wir müs-
sen rasch handeln, damit wir für nächste Krisen 
gewappnet sind. 

Ein starkes deutsch-französisches Tandem ist 
nach wie vor eine Grundvoraussetzung für wirk-
liche Fortschritte in puncto Währungsunion. Die 
Erwartungen an die Bundesrepublik Deutschland 
sind besonders groß. In vielen Teilen Europas 
erwartet man sich von Deutschland – nicht ganz 
ohne Ungeduld – ein stärkeres Bekenntnis zu 
einer Vertiefung der Währungsunion – im Sinne 
einer zeitnahen Umsetzung der Meseberg-Erklä-
rung und darüber hinaus. So bedeutend eine 
inhaltliche Annäherung zwischen Deutschland 
und Frankreich ist, so entscheidend ist es aber 
dennoch, dass sämtliche EU-Mitgliedstaaten ge-
stalterisch mitmachen und auch bereit sind, einen 
Beitrag zu leisten. 

Die EU sollte unverzüglich die notwendigen 
Schritte unternehmen, um den Euroraum dauer-
haft widerstandsfähiger zu machen. Wir sollten 
das Dach reparieren solange die Sonne noch 
scheint. Darüber hinaus, sollten wir im Rahmen 
der angestrebten Reformen unbedingt auch die 
soziale Dimension der Wirtschafts- und Wäh-
rungsunion stärken. Die Zukunft der Währungs-
union sollte meines Erachtens zu den zentralen 
Themen gehören, über deren Umsetzung im 
Rahmen des Gipfels in Sibiu am 9. Mai 2019 Bi-
lanz gezogen wird. Dies wäre ein positiver Impuls 
vor den Europaparlamentswahlen. 

Meine Damen und Herren, es ist in gewissem 
Sinne eine Ironie der Geschichte, dass ausgerech-
net das Mitgliedsland, welches die EU immer in 
erster Linie als Wirtschaftsprojekt gesehen hat, 
das Vereinigte Königreich, sich entschieden hat, 
diese zu verlassen. 

Die Entscheidung des Vereinigten Königreichs ist 
schon ein verrücktes Unterfangen. Wir verlieren 
einen wichtigen Partner. Und die Briten werden 
in der Welt schwächer, da isolierter, sein. Imperi-
en waren im 19. Jahrhundert möglich und strahl-
ten Stärke aus. Sie sind es allerdings nicht mehr 
in der globalisierten Welt des 21. Jahrhunderts. 

Die britische Entscheidung hat uns alle in den 
letzten Jahren viel Energie gekostet und wird 
auch wirtschaftliche Kosten verursachen. Nach 
mehr als anderthalbjähriger Verhandlung liegt ein 
Austrittsabkommen vor, in dem beide Parteien 

mehr oder weniger bedeutende Konzessionen 
machen mussten. Die EU ist ganz klar bis an die 
Grenze des Vertretbaren gegangen, um einen 
geordneten Austritt des Vereinigten Königreichs 
ermöglichen zu können. Sowohl die EU, als auch 
die britische Regierung sind sich einig, dass das 
nun vorliegende Abkommen das Bestmögliche ist. 

Nach der bitteren Niederlage im britischen Par-
lament am Dienstagabend, bleibt es jedoch 
schwer absehbar, wie die Lage sich im Vereinig-
ten Königreich entwickeln wird. Das britische 
Parlament ist sich in zwei Punkten einig: erstens 
dass es das Austrittsabkommen in dieser Form 
nicht will, und zweitens dass es auch ein »No 
Deal«-Szenario vermeiden möchte. 

Die Frage, die im Referendum vom 23. Juni 
2016 gestellt wurde, war schwarz-weißer 
Natur: remain or leave? 

Nun, die Antwort auf diese Frage ist mit schwarz 
oder weiß nicht zu finden, auch nicht nach einer 
17-monatigen Suche. Brexit ist Brexit, ja, aber 
wie? Das britische Volk wartet nun auf einen 
gangbaren Weg, so auch die EU. Vielleicht wissen 
wir am Montag mehr, wenn die britische Premi-
erministerin May ihre Position im Unterhaus vor-
tragen wird. 

Wir sollten der Realität ins Auge blicken: Das 
Risiko eines ungeordneten Austritts ist mit dieser 
Abstimmung gestiegen, und obwohl wir dies 
noch unter allen Umständen vermeiden wollen, 
müssen wir uns nichtsdestotrotz die Vorbereitun-
gen weiter vorantreiben. Diese Aufgabe nehmen 
die Mitgliedstaaten zusammen mit der Europäi-
schen Kommission sehr ernst und die nötigen 
Vorbereitungen wurden intensiviert. Ich denke 
hier vor allem an Flug-, Schiffs- und Eisenbahn-
verkehr, aber auch zum Beispiel die Versorgung 
mit Medikamenten und vieles mehr. 

Sosehr wir den Brexit auch bedauern, so hat er 
vielen Europaskeptikern doch, so glaube ich, vor 
Augen geführt, was man an der EU hat, bezie-
hungsweise was einem ohne die EU fehlen wür-
de. 

Meine Damen und Herren, so wichtig die inter-
nen Herausforderungen auch sind, denen sich die 
EU stellen muss, so sollten wir auch die Rolle der 
EU in der Welt nicht vergessen. Die Zusammen-
arbeit innerhalb der EU hilft uns dabei, uns in der 
globalisierten Welt zu behaupten. Mit gebündel-
ter Souveränität und einer starken Wirtschaft 
können wir einfach mehr bewegen! 
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Auch hier lohnt ein Blick auf die Zahlen: Wäh-
rend im Jahr 1900, die europäische Bevölkerung 
noch ein Viertel der Gesamtbevölkerung aus-
machte, waren es im Jahr 2017 nur noch 6,8 Pro-
zent. In der zweiten Hälfte dieses Jahrhunderts 
stellen die Europäer nur noch gut fünf Prozent 
der Weltbevölkerung dar. Ich denke, jedem muss 
klar sein, was diese unumkehrbare demographi-
sche Entwicklung bedeutet: Damit die EU ein 
relevanter und souveräner Akteur auf der Welt-
bühne bleiben kann, müssen wir uns gemeinsam 
– und zwar mit einer gemeinsamen Stimme – den 
Herausforderungen des 21. Jahrhunderts stellen! 
Zusammenhalt ist demnach nicht nur eine politi-
sche und wirtschaftliche, sondern auch eine de-
mographische Notwendigkeit! 

Die EU ist der größte Handelspartner und der 
wichtigste ausländische Investor für nahezu jedes 
Land der Erde. Gemeinsam investieren wir mehr 
in die Entwicklungszusammenarbeit als der Rest 
der Welt zusammengenommen. Die Europäische 
Union kann zu Recht stolz auf ihre »Soft Power« 
sein. In vielen Regionen der Welt gilt die EU als 
Vorbild der regionalen Zusammenarbeit und der 
Völkerverständigung. Auch darauf können wir 
stolz sein. 

Es wird von uns erwartet, dass wir eine Rolle 
spielen. 

Nein, wir können uns nicht auf uns zurückziehen 
und anderen das Terrain überlassen. Dies wäre in 
der Tat grob fahrlässig! 

Am Ende ist die Frage immer dieselbe: Wollen 
wir in der EU weiterhin die Standards setzen für 
Rechtsstaatlichkeit, Menschenrechte, Umwelt-
schutz, Verbraucherschutz, Produktsicherheit 
usw. oder wollen wir, dass andere dies für uns 
tun? Es gibt da draußen mehr Interesse, als einem 
lieb sein kann, diese Rolle von der EU zu über-
nehmen! Und die agieren nicht unbedingt im 
Einklang mit unseren Werten: In vielen Gegenden 
der Welt gilt ganz einfach noch – oder sollte ich 
sagen wieder – das Recht des Stärkeren. 

Dass Handelskriege zu Krieg führen können, ist 
keine leere Behauptung: Unsere eigene Vergan-
genheit, die des europäischen Kontinents, hat uns 
gezeigt, welche Konsequenzen der Wettlauf um 
Rohstoffe und die gewaltsame Eröffnung von 
Märkten haben können. 

Das Welthandelssystem, das wir nach dem Zwei-
ten Weltkrieg zuerst mit dem Allgemeinen Zoll- 
und Handelsabkommen und dann mit der WTO, 

der Welthandelsorganisation, aufgebaut haben, 
sollte Teil einer weltumfassenden Antwort sein, 
um die Beziehungen zwischen Ländern auf Basis 
des Dialogs und der Zusammenarbeit zu gestal-
ten. So sollte der freie Zugang zu Märkten, basie-
rend auf der gemeinsamen Erschaffung von Ver-
haltensregeln, den Welthandel friedfertig gestal-
ten. 

Diese Bemühungen wurden mit Erfolg gekrönt. 

Allerdings brachte das System auch seine Schat-
tenseiten mit sich. So war der Welthandel zu 
lange den reichen Ländern vorbehalten. Bis heute 
hat er den ärmsten Ländern nur bedingt geholfen. 
Wiederum andere Länder, zum Beispiel China, 
konnten sich dem Welthandel zwar öffnen, aber 
der politische Wandel und der vollständige Über-
gang von Plan- zu Marktwirtschaft blieben aus. 

Die 164 Mitglieder der Welthandelsorganisation 
tun sich heute schwer, neue Regeln auszuarbei-
ten und den Anforderungen des Digitalzeitalters 
gerecht zu werden. Hinzu kommt, dass die gel-
tenden Verpflichtungen zu oft missachtet werden. 

Es hilft nicht unbedingt, wenn die Wirtschafts-
macht Amerika den Eindruck gibt ohne Rücksicht 
auf ihre Partner oder auf den Fortbestand der 
multilateralen Strukturen zu agieren, und die 
Spielregeln maßgeblich alleine bestimmen zu 
wollen. 

Was kann Europa tun? Am wichtigsten ist, dass 
die EU in ihrer Antwort vereint bleibt, sich nicht 
selbst das Bein stellt. Europa muss sich zur Wehr 
setzen und notfalls mit Gegenmaßnahmen reagie-
ren, wenn europäische Wirtschaftszweige regel-
widrig und unberechtigt unter Beschuss geraten. 
Wir müssen aber auch den Dialog suchen und 
uns bemühen, zwischen jenen zu vermitteln, die 
die Probleme verursachen und jenen deren Ant-
wort nicht im Einklang mit internationalem Recht 
ist. Das ist selbstverständlich einfacher gesagt als 
getan. Die EU hat Vorschläge gemacht, um die 
Blockadehaltungen in der WTO zu überwinden, 
vor allem, um das unabhängige Streitbeilegungs-
gremium – das Kronjuwel der Welthandelsorgani-
sation – zu retten. Die nächsten Monate werden 
uns zeigen ob wir es fertig bringen, die WTO 
wieder auf das richtige Gleis zu bringen. 

Wir dürfen aber auch nicht naiv sein und können 
nicht ausschließen, dass sich Konfliktparteien 
sowohl auf Kosten des multilateralen Systems 
sowie auf Kosten der EU einigen könnten. Das 
müssen wir verhindern. In diesem Kontext gebe 
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ich zu bedenken, dass die EU in einer besseren 
Ausgangsposition gewesen wäre, wenn wir es in 
der Vergangenheit fertig gebracht hätten, aus der 
Wirtschaftsmacht Europa eine vereinte politische 
Macht zu bilden! 

Meine Damen und Herren, Kommissionspräsident 
Juncker hat im September letzten Jahres in seiner 
Rede zur Lage der Union vor dem Europäischen 
Parlament betont, dass Europa eine Führungsrolle 
auf der weltpolitischen Bühne einnehmen muss. 
Europa soll eine »Weltpolitikfähigkeit« entwi-
ckeln, um die Geschicke der Welt als Union mit-
zugestalten. In ihrer globalen Strategie für die 
europäische Außen- und Sicherheitspolitik bean-
sprucht die EU bereits eine strategische Autono-
mie, um die gemeinsamen Interessen unserer 
Bürger sowie unsere Grundsätze und Werte zu 
fördern. Es gilt hier, das auf Regeln und Multila-
teralismus beruhende internationale System zu 
bewahren und auszubauen. 

Angesichts der zunehmenden Turbulenzen in der 
internationalen Politik halte ich es für notwendig, 
in außenpolitischen Fragen den Zwang zur Ein-
stimmigkeit aufzuheben. Mit anderen Worten: 
Wir müssen die Abhängigkeiten der Europäischen 
Union verringern und endlich den Weg in Rich-
tung Mehrheitsentscheidungen wagen, ansonsten 
riskiert die Union, zu einem außenpolitischen 
Zwerg zu werden! Wir haben in den letzten Mo-
naten mit ansehen müssen, wie die EU durch die 
Starrsinnigkeit eines einzigen oder einiger weni-
ger Mitgliedstaaten auf der internationalen Bühne 
stumm sein musste. Dies ist der EU absolut un-
würdig und eine solche Verweigerungshaltung 
sollte einen Preis haben für die betroffenen Mit-
gliedstaaten. Als Paradebeispiel für diese Proble-
matik könnte man hier die Verabschiedung des 
UNO-Migrationspaktes in Marrakesch im Dezem-
ber letzten Jahres anführen. Europa sprach mit 
drei Stimmen, ein Desaster. Einige Tage später in 
New York stimmte Europa wieder nicht einheit-
lich für eine sichere, geordnete und reguläre Mig-
ration. Dasselbe gilt für den Flüchtlingspakt, ob-
wohl dieses Papier von der UNO-Flüchtlingshilfe, 
der UNHCR ausgearbeitet wurde. So verkommt 
die EU auf außenpolitischem Parkett zu einer 
Randnotiz. 

Ich war immer überzeugt, dass wir uns in der EU 
nach dem schweren Zerwürfnis beim Irak-Krieg 
und aufbauend auf dem Geist des Lissabonner 
Vertrags einig wären, dass es eine eigenständige 
souveräne EU-Außenpolitik geben müsste. 

Zehn Jahre nach dem Inkrafttreten des Lissabon-
ner Vertrags sehe ich gute Anzeichen, wie die 
geeinte Position in Sachen iranischer Nuklearpoli-
tik, aber leider auch negative Anzeichen, wie 
unser Verhalten im Friedensprozess zwischen 
Israel und Palästina zeigt. Der Europäische Rat 
hat einstimmig, in gewohntem Pomp, beschlos-
sen, zur Zwei-Staaten-Lösung zu stehen, d.h. 
unter anderem Jerusalem als Hauptstadt Israels 
und Palästinas anzusehen. Kurz danach zeigt der 
Kompass, unter Druck der amerikanischen Admi-
nistration, in die entgegengesetzte Richtung: Ein 
halbes Dutzend EU-Mitgliedstaaten enthalten sich 
bei der Abstimmung in der UN Generalversamm-
lung über die Verlegung der US Botschaft von Tel 
Aviv nach Jerusalem zu verlegen. Dies tut in der 
Sache nicht nur politisch weh, denn mittel- und 
langfristig wird die Sicherheit Israels nur garan-
tiert sein, wenn auch die Palästinenser ihren Staat 
mit ihrer historischen Hauptstadt haben, dies 
zusammen mit Israel. 

Meine Damen und Herren, wir haben in den ver-
gangenen Jahren lernen müssen, dass die Schwä-
chen unserer Nachbarn unsere eigenen Schwä-
chen sind und das Ereignisse in unserer unmittel-
bareren Nachbarschaft signifikante Konsequenzen 
für uns haben können. 

Die Balkanstaaten sind, in gewissem Sinne, der 
Vorgarten der Europäischen Union. Diesen Garten 
gilt es zu pflegen, auch um zu vermeiden, dass 
andere Akteure ihren Einfluss dort ausweiten. 

Aus diesem Grund sind die Stabilisierungs- und 
Assoziierungspolitik der EU und die europäische 
Integration der Balkanstaaten in meinen Augen so 
wichtig. Sie tragen entscheidend dazu bei, die 
Region positiv zu beeinflussen und Reformen 
voranzutreiben. Die Umsetzung von Reformen ist 
eine fundamentale Bedingung für die Entwick-
lung des europäischen Integrationsprozesses der 
Balkanländer. Der Rhythmus der EU-Integration 
hängt von den Reformfortschritten des jeweiligen 
Beitrittskandidaten ab. 

Es ist unbestreitbar, dass sich die europäische 
Perspektive für die Balkanstaaten positiv auf de-
ren Entwicklung auswirkt. Die EU muss alles 
dransetzen, dass die sechs Balkanstaaten auch 
selbst zu sich finden, wirtschaftlich, kulturell und 
sozial, damit die Vorurteile abgelegt werden kön-
nen. 

Ein Lichtblick in Bezug auf gutnachbarliche Be-
ziehungen im Balkan sind die ehemalige jugosla-
wische Republik Mazedonien und Griechenland. 
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Das Abkommen bezüglich der Namensfrage ist 
ein wichtiges Zeichen dafür, dass Probleme auch 
auf dem Verhandlungsweg gelöst werden kön-
nen. 

Die Entwicklungen in der Türkei der vergangenen 
zwei, drei Jahre kann man zweifellos als turbu-
lent bezeichnen: gescheiterter Putschversuch im 
Juli 2016 und darauffolgende massenhafte Ver-
haftungen, Entlassungen und zerschlagene Exis-
tenzen; das Ausrufen des Ausnahmezustandes; 
ein Verfassungsreferendum ein Jahr später, vor-
gezogene Präsidentschaftswahlen am 24. Juni 
2018, die es Präsident Erdogan erlaubt haben, 
seine Macht zu zementieren, und zahlreiche Zer-
würfnisse der Türkei mit europäischen Partnern. 

Bei der Gründung des Europarates, der Organisa-
tion, die sich für den Schutz der Menschenrechte, 
der Demokratie und der Rechtsstaatlichkeit in 
Europa einsetzt, war die Türkei ein verlässlicher 
Partner. Genau dieser Schutz lässt in der Türkei 
heute jedoch definitiv zu wünschen übrig, eine 
Entwicklung, die äußerst bedauerlich und be-
sorgniserregend ist. Rechtsstaatlichkeit, Demokra-
tie und Menschenrechte sind nicht verhandelbar, 
auch nicht mit einem wichtigen Partner. Es ist 
daher völlig konsequent, dass die Beitrittsver-
handlungen mit Ankara derzeit auf Eis liegen. 

Einen Hoffnungsschimmer konnte ich bei meinem 
offiziellen Besuch Anfang dieser Woche in Anka-
ra erkennen. Im Gespräch mit dem türkischen 
Außenminister deutete sich der politische Wille 
an, in der Frage der Rechtsstaatlichkeit, insbe-
sondere der Unabhängigkeit der Justiz mit dem 
Europarat und der Venedig-Kommission erneut 
zusammenzuarbeiten. Konkrete Resultate in Sa-
chen Unschuldsvermutung von tausenden Men-
schen in Untersuchungshaft sind jetzt gefordert. 

Die Türkei ist strategisch extrem wichtig im hoch-
komplexen geopolitischen Kontext. Dass sie dies 
im positiven Sinne sein kann, beweist die Türkei 
mit der Aufnahme von Kriegsflüchtlingen. Wir 
sollten nicht vergessen, dass die Türkei mehr als 
vier Millionen Flüchtlinge, davon 3,5 Millionen 
aus Syrien, bei sich aufgenommen hat. Dafür 
gebührt ihr unser Respekt und unsere Unterstüt-
zung. 

Dass jedes Jahr 60.000 syrische Kinder in der 
Türkei auf die Welt kommen, verdeutlicht das 
Ausmaß dieser Herausforderung. 

Wie sich ihr Einfluss in Syrien und in der Region 
nach dem angekündigten Abzug der US-Truppen 

aus Syrien entwickelt, wird sich zeigen. Das syri-
sche Volk hat im Grunde genommen schon viel 
zu viele Militäroperationen ertragen müssen mit 
mehr als 400.000 Todesopfern. Mit Ausnahme 
des Kampfes gegen Daesh ist jede weitere Kriegs-
handlung eindeutig zu viel. 

Meine Damen und Herren, ich habe die unmittel-
bare Nachbarschaft der EU angesprochen. Erlau-
ben Sie mir, zum Abschluss noch die Beziehun-
gen der EU zu Russland sowie zu den Vereinigten 
Staaten kurz zu beleuchten. 

Russland ist ein wichtiges europäisches Land, 
Mitglied des Europarates und der OSZE. Aber 
Russland muss die Regeln und das Völkerrecht 
respektieren. Die gezielten Sanktionen, die die EU 
als Reaktion auf die illegale Annexion der Krim 
durch Russland erlassen hat, bleiben bestehen. 
Dasselbe gilt für die Sanktionen, die ganze Wirt-
schaftszweige betreffen, solange Russland die 
Ostukraine destabilisiert. Es muss mehr getan 
werden, sowohl von russischer Seite als auch von 
ukrainischer Seite, um die Minsker Abkommen in 
der Tat auch umzusetzen. Wir sind dankbar für 
die Anstrengungen, die Deutschland zusammen 
mit Frankreich, diesbezüglich im »Normandie«-
Format unternimmt. 

Es ist offensichtlich: Russland verteidigt seine 
Interessen zunehmend aggressiv, nicht nur in der 
Ukraine, sondern auch im Nahen Osten, zum 
Beispiel in Syrien. 

Russland ist eindeutig ein schwieriger Partner. 
Dennoch sollten wir uns bemühen, den Dialog 
mit Moskau aufrechtzuerhalten, sowohl bilateral 
als auch vonseiten der EU und der NATO. Dialog 
und Diplomatie sind gefragt. Nur auf Sanktionen 
zu setzen, wäre falsch. Die Sanktionen sind kein 
Selbstzweck. Sie zielen darauf ab, Russland zu 
einer anderen Herangehensweise zu führen und 
so die Bedingungen zu schaffen, um im gegensei-
tigen, auch wirtschaftlichen Interesse, zusam-
menzuarbeiten. Ich hoffe sehr, dass der Tag kom-
men wird, an dem diese Bedingungen erfüllt sind. 

Für uns ist die transatlantische Partnerschaft eine 
der Grundfesten der Weltordnung, der Eckpfeiler 
unserer kollektiven Sicherheit. Nicht nur die vor 
70 Jahren gegründete NATO bindet uns zusam-
men. Historisch gesehen stehen Europäer und 
Amerikaner für dieselben Werte ein. Und doch 
gibt es heuer Herausforderungen. Der jetzige 
Inhaber des Weißen Hauses hat die Karten neu 
gemischt und mit seiner Politik des »America 
First« und der Infragestellung der auf multilatera-
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len Lösungen basierenden Weltordnung, den 
Druck auf die EU, und die internationale Staaten-
gemeinschaft schlechthin, enorm erhöht. Die 
Abkehr der jetzigen US-Administration vom Pari-
ser Übereinkommen, vom UNO-Menschenrechts-
rat, von der UNESCO, vom Nuklearabkommen 
mit dem Iran, um nur diese Beispiele zu nennen, 
ist äußerst besorgniserregend. Diese Regierung 
zeigt wenig Interesse daran, die multilateralen 
Regeln, die wir gemeinsam, in unser aller Interes-
se, seit dem Ende des Zweiten Weltkriegs aufge-
baut haben, zu verteidigen. Dazu kommt die 
Unberechenbarkeit der aktuellen US-Politik. Da-
runter riskiert das Vertrauen auf Dauer zu leiden. 

Trotz dieser schwierigen Konjunktur müssen wir 
mehr denn je proaktiv den Dialog mit Amerika im 
Sinne der transatlantischen Partnerschaft. Es gibt 
noch viele besonnene Köpfe in Amerika die uns 
ermutigen den transatlantischen Bruch nicht hin-
zunehmen. 

Meine Damen und Herren, ich will hier nicht den 
Teufel an die Wand malen. Aber ich mache mir 
durchaus Sorgen, wenn Großmächte wie die Ver-
einigten Staaten dem Multilateralismus zusehends 
den Rücken kehren oder, wie im Falle Russlands, 
die Regeln des internationalen Rechts verletzen, 
ohne Rücksicht auf Verluste. 

Dass darüber hinaus Washington und Moskau 
immer mehr auseinanderdriften, kann nicht gut 
sein, weder für die Weltsicherheit, noch für die 
Sicherheit Europas. Deshalb ermutigen wir Euro-
päer zum Beispiel, alle Anstrengungen, um das 
INF-Abkommen, die Vereinbarung von 1987 über 
die Abschaffung aller nuklear bestückbaren Mit-
telstreckenraketen, am Leben zu halten. Wir 
brauchen kein neues Wettrüsten auf unserem 
Kontinent! 

Meine Damen und Herren, um in der angespann-
ten Lage, die das Weltgeschehen heute prägt, als 
Faktor des Friedens und der Stabilität zu beste-
hen, muss die Europäische Union mehr denn je 
zusammenhalten. Da bin ich mit meinem deut-
schen Kollegen Heiko Maas ganz auf einer Wel-
lenlänge. Wenn wir gespalten sind, so wie die EU 
das leider bei der Verabschiedung des UNO-
Migrationspaktes war, können und werden wir 
nicht ernst genommen werden. Zeigen wir Ein-
heit und Entschlossenheit, so wie wir das zum 
Beispiel bei der Verhandlung des Pariser Überein-
kommens getan haben und jetzt bei der Umset-
zung, um dem Klimawandel energisch entgegen-
zuwirken, kann die EU etwas bewegen in der 
Welt. 

In unserer zunehmend fragilen Welt müssen wir 
zusammenstehen. Wir brauchen eine selbstbe-
wusstere und verantwortungsvollere Europäische 
Union, die den Erwartungen ihrer Bürger wirklich 
gerecht wird. 

Trotz dem schattierten Bild, welches ich versucht 
habe aufzuzeichnen, will ich doch optimistisch 
bleiben, dass sich die Notwendigkeit einer immer 
engeren Zusammenarbeit innerhalb der EU 
durchsetzt. 

Die EU ist eine Erfolgsgeschichte, für die wir auch 
heute noch auf der ganzen Welt beneidet werden. 
Auf diesem Erfolg müssen wir aufbauen, um 
weiterhin zu Frieden und Demokratie in Europa 
und in der Welt beizutragen. 

Vielen Dank.  
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Aus der epd-Berichterstattung  
 Bedford-Strohm wirbt für Verbleib Großbritanniens in der EU – Kirchen 
sollen Brücken bauen  

Er nennt das Vereinigte König-
reich »ein zentrales Stück Eu-
ropa«: Wenn es nach dem 
EKD-Ratsvorsitzenden Heinrich 
Bedford-Strohm ginge, blieben 
die Briten in der EU. In beson-
derer Verantwortung für das 
Projekt Europa sieht er die 
Kirchen. 

München/Tutzing (epd). Der 
Ratsvorsitzende der Evangeli-
schen Kirche in Deutschland 
(EKD) hat sich für einen Ver-
bleib des Vereinigten Königs-
reichs in der EU ausgespro-
chen. »Die klare Botschaft an 
die Briten muss jetzt erst recht 
sein: Wir wollen auf euch als 
ein zentrales Stück Europa 
nicht verzichten«, sagte Bed-
ford-Strohm am 17. Januar in 
seinem Grußwort beim Jahres-
empfang der Evangelischen 
Akademie Tutzing. Angesichts 
der jüngsten Entwicklungen in 
Großbritannien scheine alles, 
was nach zwei Weltkriegen an 
Zusammenhalt zwischen den 
Völkern Europas entstanden 
ist, in Gefahr zu geraten. 

Bedford-Strohm, der auch 
bayerischer Landesbischof ist, 
rief laut Redemanuskript dazu 
auf, anti-britischen und anti-
europäischen Stimmen ent-
schieden zu widersprechen. 
Besonders hob er die Rolle der 
Kirchen hervor: »Ich bin davon 
überzeugt, dass sich die Ver-
antwortung für das Friedens-
projekt Europa gerade auch 
den Kirchen stellt.« Dort, wo 
Hass oder Nationalismus ge-
schürt würden, seien die Kir-

chen zum Widerspruch aufge-
fordert. »Wir sind gerufen, für 
Solidarität und Kooperation 
über nationale Grenzen hin-
weg einzutreten, für die Ver-
söhnung gerade zwischen Völ-
kern, die eine lange und trau-
rige Geschichte von Krieg und 
Gewalt hinter sich haben.« 

Besonders in der verfahrenen 
Brexit-Situation müssen die 
Kirchen laut Bedford-Strohm 
Brücken zwischen dem euro-
päischen Kontinent und Groß-
britannien bauen. Es sei jetzt 
die Aufgabe der Kirchen und 
ihrer Netzwerke, Spaltungs-
tendenzen in Europa und emo-
tionalen Reaktionen, wie etwa 
Spott und Häme gegenüber 
England, entgegenzuwirken, 
sagte der Theologe am Vormit-
tag des 17. Januar im Münch-
ner Presseclub. 

Die Kirchen in England und 
Deutschland müssten nach 
allen Kräften verhindern, dass 
extreme Richtungen aus der 
Emotionalisierung der Debatte 
politischen Profit ziehen. Er 
habe deshalb eine Anzeige in 
der britischen Tageszeitung 
»The Times«, die am 18. Janu-
ar erscheinen soll, mitunter-
zeichnet, in der Politiker und 
Prominente betonen, dass 
England und Europa auch in 
Zukunft in einer engen Ver-
bindung stehen sollten. 

Nach den Turbulenzen um den 
Brexit rief der EKD-Ratsvorsit-
zende eindringlich zu einer 
regen Beteiligung bei der an-

stehenden Europawahl Ende 
Mai auf. Denn bei dieser Wahl 
entscheide sich, welche Grup-
pierungen und Strömungen in 
Zukunft Europa prägen. 

Der luxemburgische Außenmi-
nister Jean Asselborn sagte in 
seiner Rede in Tutzing, heute 
müsse die Europäische Union 
mehr denn je zusammenhal-
ten. Nur dann könne sie als 
»Faktor des Friedens und der 
Stabilität« bestehen. Der Brexit 
habe vielen Europaskeptikern 
vor Augen geführt, »was man 
an der EU hat«, sagte Assel-
born laut Redemanuskript. Ihn 
stimme traurig, dass die EU 
seit 2015 keine gemeinsame 
Migrationspolitik verfolge, weil 
einzelne Staaten eine Ent-
scheidung blockierten. Dabei 
führe »kein Weg an einer au-
tomatischen Verteilung« von 
Migranten vorbei. 

Bereits im November vergan-
genen Jahres hatten sich Bed-
ford-Strohm und die Präses der 
EKD-Synode, Irmgard 
Schwaetzer, zusammen mit 
dem Erzbischof von Canterbu-
ry, Justin Welby, für Europa 
starkgemacht: »Als Spitzen 
unserer Kirchen sind wir mit-
einander verbunden im Be-
kenntnis um ein starkes Euro-
pa, das dem gemeinsamen 
Wohl und dem Respekt gegen-
über der Würde aller Men-
schen dient«, hieß es in einer 
anlässlich eines Treffens in 
London veröffentlichten ge-
meinsamen Erklärung. 
(epd-Basisdienst, 17.01.2019)

 



 

Jahrgang 2018 

28/18 – Die Rolle der Kirchen und der Diakonie  
bei der Umsetzung der Nachhaltigkeitsziele der UN – 
Forum Nachhaltigkeit der EKD – 56 Seiten / 5,10 €  

29/18 – Friedensgutachten 2018: Kriege ohne Ende. 
Mehr Diplomatie – weniger Rüstungsexporte – Rüs-
tungsexportbericht 2017: Bericht der Bundesregierung 
über ihre Exportpolitik für konventionelle Rüs-
tungsgüter im Jahr 2017 – 44 Seiten / 4,60 €  

30/18 – Tempo! – Journalismus in der Beschleuni-
gungsgesellschaft (Südwestdeutsche Medientage 2018)  
36 Seiten / 4,10 €  

31/18 – Flüchtlingsschutz in Europa – Auslaufmodell 
oder Neuanfang? / Refugee Protection in Europe. Pha-
se-out Model or New Beginning? (18. Berliner Sympo-
sium zum Flüchtlingsschutz, Berlin, 25. bis 26. Juni 
2018) – 32 Seiten / 4,10 € 

32-33/18 – Kindheitsverletzungen (Beiträge aus der 
Tagungsarbeit der Evangelischen Akademie Tutzing 
zum Thema sexuelle Gewalt gegen Kinder und Jugend-
liche) – 92 Seiten / 6,90 € 

34/18 – Die ökumenische Bedeutung des Heiligen 
und Großen Konzils der Orthodoxen Kirche (Studien-
tag der Mitgliederversammlung der Arbeitsgemein-
schaft Christlicher Kirchen in Deutschland (ACK)) –  
40 Seiten / 4,60 €       

35/18 – Versöhnung und Aufarbeitung (Erstes Forum 
zum Bußwort des Landeskirchenrats der Evangelischen 
Kirche in Mitteldeutschland zum Buß- und Bettag 
2017) – 52 Seiten / 5,10 € 

36/18 – Predigt am Pfingstsonntag (Landesbischof 
Heinrich Bedford-Strohm) – »Hildegard Hamm-
Brücher-Förderpreis für Demokratie lernen und 
erfahren 2018« (Verleihung an den EKD-Rats-
vorsitzenden Landesbischof Heinrich Bedford-Strohm, 
Laudatio von Pfarrer Steffen Reiche) – Rede beim 
Johannisempfang der Evangelischen Kirche in 
Deutschland (Landesbischof Heinrich Bedford-Strohm, 
Ratsvorsitzender der EKD) – 20 Seiten / 2,60 €  

37/18 – Gedenkgottesdienst und staatlicher Rück-
gabeakt sterblicher Überreste aus dem früheren 
Deutsch-Südwestafrika (Berlin, 29. August 2018)  
24 Seiten / 3,40 €  

38/18 – Die documenta 14 – Ein Blick zurück nach 
vorn (Tagung der Evangelischen Akademie Hofgeismar 
vom 8. bis 10. Juni 2018) – 68 Seiten / 5,40 €  

39/18 – Medien im Wandel – Medien in der Krise? 
(Beiträge einer Tagung des Politischen Clubs der Evan-
gelischen Akademie Tutzing) – 76 Seiten / 5,90 €  

40/18 – 70-Jahr-Feier des Ökumenischen Rates der 
Kirchen (Nieuwe Kerk, Amsterdam) – Predigt von 
Margot Käßmann (Festgottesdienst anlässlich ihrer 
Verabschiedung am 30. Juni 2018 in der Marktkirche, 
Hannover) – 24 Seiten / 3,40 €  

41/18 – Populismus und Radikalisierung / Antisemi-
tismuskritik in Kirche und Theologie heute (von 

Christian Staffa, Evangelische Akademie zu Berlin) 
20 Seiten / 2,60 € 

42/18 – Christlich motivierter Widerstand gegen den 
Nationalsozialismus und seine Bedeutung für die 
heutige Zeit (von Landesbischof Jochen Cornelius-
Bundschuh) / Friedenswort 2018 der Evangelischen 
Kirche im Rheinland – 28 Seiten / 3,40 €   

43/18 – Impulspapier der EKD zur Nachhaltigkeit / 
Hauptaussagen des IPCC-Sonderberichts über 1,5 °C 
globale Erwärmung – 48 Seiten / 4,60 € 

44/18 – Kirche im Kapitalismus: Zwischen Anpassen 
und Gestalten – 70 Jahre Soziale Marktwirtschaft in 
Westdeutschland (Kirchlicher Dienst in der Arbeits-
welt in Kooperation mit der Evangelischen Akademie 
der Nordkirche, Hamburg, 15. Juni 2018)  
76 Seiten / 5,90 € 

45/18 – Jung, aktiv und evangelisch – Neue Perspek-
tiven zum Engagement junger Menschen in Kirche 
und Gesellschaft (Tagung der Evangelischen Kirche in 
Deutschland (EKD), der Universität Tübingen, der 
Evangelischen Akademie zu Berlin, des Comenius-
Instituts und der Arbeitsgemeinschaft der Evangeli-
schen Jugend in Deutschland (aej) – 56 Seiten / 5,10 €  

46/18 – Zwangssystem – Systemzwang (Sportethi-
scher Fachtag zur Dopingfrage – Sportethisches Forum 
der EKD) – 48 Seiten /4,60 €    

47/18 – Teilhabe und Teilnahme. Zukunftspotenziale 
der Genossenschaftsidee (Beiträge vom Evangelischen 
Raiffeisenkongress in Bonn, 18.–19. Juni 2018)  
92 Seiten / 6,90 €  

48/18 – Urteile des Europäischen Gerichtshofs und 
des Bundesarbeitsgerichts zum kirchlichen Arbeits-
recht (Luxemburg, 11.9.2018 / Erfurt, 25.10.2018)  
36 Seiten / 4,10 € 

49/18 – Evangelischer Friedenspreis 2018 und Stu-
dientag »Kriege beenden – Frieden beginnen«  
(Berlin, 9.–10. Oktober 2018) – 48 Seiten / 4,60 € 

50/18 – Gemeinsam engagiert! Theologische Aspekte 
für die Zusammenarbeit von beruflich und ehren-
amtlich Engagierten (Evangelische Akademie zu Ber-
lin) – 48 Seiten / 4,60 €  

51/18 – Synodentagung 2018 in Würzburg (1) /  
5. verbundene Tagung der 12. Generalsynode der  
VELKD, der 3. Vollkonferenz der UEK und der  
12. Synode der EKD, Würzburg, 8. bis 14. November 
2018 – 44 Seiten / 4,60 € 

Jahrgang 2019 

01/19 – GKKE-Rüstungsexportbericht 2018   
84 Seiten / 6,80 €  

02/19 – GEKE-Vollversammlung 2018   
76 Seiten / 6,10 €  
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gener Menschenfeindlichkeit (Landesbischof Prof. Dr. 
Jochen Cornelius-Bundschuh) – 36 Seiten/4,30 €  

04/19 – Synodentagung 2018 in Würzburg (2) /  
5. verbundene Tagung der 12. Generalsynode der  
VELKD, der 3. Vollkonferenz der UEK und der  
12. Synode der EKD, Würzburg, 8. bis 14. November 
2018 – 40 Seiten/ 4,30 €  

05/19 – Synodentagung 2018 in Würzburg (3) /  
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10/19 – Gegenwart und Zukunft des christlich-
jüdischen Dialogs: historische und theologische 
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